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Europa braucht Soziale Demokratie! 
Warum wollen wir eigentlich Europa? Können wir den Bürger*innen die Chancen 
einer gemeinsamen sozialen Politik, einer starken Sozialen Demokratie in Europa 
aufzeigen? Diese Fragen verfolgt die Friedrich-Ebert-Stiftung im Thema »Politik 
für Europa«. Wir wollen zeigen, dass die europäische Integration demokratisch, 
wirtschaftlich-sozial und außenpolitisch zuverlässig gestaltet werden kann.  
Und muss! 

Folgende Themenbereiche stehen dabei im Mittelpunkt: 

	– Demokratisches Europa 
	– Wirtschafts- und Sozialpolitik in Europa 
	– Außen- und Sicherheitspolitik in Europa  

In zahlreichen Veröffentlichungen und Veranstaltungen wird sich die Stiftung 
dem Thema kontinuierlich widmen: Wir setzen bei den Sorgen der Bürger*in-
nen an, identifizieren mit Entscheidungsträger*innen Positionen und machen 
alternative Politikansätze transparent. Wir debattieren mit Ihnen über eine »Po-
litik für Europa«! 

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
www.fes.de/de/politik-fuer-europa

Friedrich-Ebert-Stiftung
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wurde 1925 gegründet und ist die traditions-
reichste politische Stiftung Deutschlands. Dem Vermächtnis ihres Namensge-
bers ist sie bis heute verpflichtet und setzt sich für die Grundwerte der Sozialen 
Demokratie ein: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität. Ideell ist sie der Sozialde-
mokratie und den freien Gewerkschaften verbunden. 

Die FES fördert die Soziale Demokratie vor allem durch:  

	– Politische Bildungsarbeit zur Stärkung der Zivilgesellschaft 
	– Politikberatung 
	– Internationale Zusammenarbeit mit Auslandsbüros in über 100 Ländern 
	– Begabtenförderung 
	– das kollektive Gedächtnis der Sozialen Demokratie mit u. a. Archiv und 

Bibliothek. 
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»Eine Begrenzung der Erderwärmung auf unter zwei Grad  
ist mit einer ausschließlich auf Wachstum ausgerichteten Wirtschaft  

nicht vereinbar […]. Politisch ist es eine viel schwierigere Herausforderung, 
das, was wir haben, gerechter zu verteilen, als den Klimawandel  

zu negieren und die Umwelt auszubeuten.«
 

Reiner Hoffmann,  
Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbunds  

22. August 2019 (Hoffmann 2019)



In der öffentlichen Berichterstattung werden gewerk-
schaftliche Stimmen zum Thema Nachhaltigkeit oft auf so-
ziale und wirtschaftliche Aspekte reduziert. Gewerkschaf-
ten, so die landläufige Meinung, schützen zuallererst den 
hart erkämpften Besitzstand ihrer Mitglieder – und wenn 
es sein muss, paktieren sie mit der Industrie, um die Schlie-
ßung von Kohlemeilern zu verhindern. Statt sich im allge-
meinen Interesse für den Klimaschutz einzusetzen, lebten 
Gewerkschafter*innen in der Vergangenheit und vertei-
digten Arbeitsplätze in traditionellen Industrien, die ohne-
hin keine Zukunft hätten. Soweit die Legende. 

Doch die Wirklichkeit ist komplexer als eine Pro-und-Cont-
ra-Diskussion zum Kohleausstieg. Denn wir müssen die Kli-
mafrage als das begreifen, was sie ist: eine soziale Frage. In 
der aktuellen Debatte geht es also nicht darum, ob wir 
nach der Corona-Rezession eine ernsthaftere Klimapolitik 
brauchen, sondern vielmehr darum, wie wir diese gestal-
ten können und wie es gelingen kann, dass der Kampf ge-
gen den Klimawandel von einer breiten Mehrheit der Be-
völkerung mitgetragen wird. Die europäischen Gewerk-
schaften setzen sich deshalb seit vielen Jahren für einen so-
zial-ökologischen Umbau der Wirtschaft ein. 

Die Diskussion um die Klimazielverschärfung im Rahmen 
des Europäischen Grünen Deals steht symptomatisch für 
die EU-Klimapolitik. An vielen Stellen fehlen konkrete Maß-
nahmen und es bleibt offen, wie die Voraussetzungen zum 
Erreichen der Klimaziele geschaffen werden können. Da-
her haben sich der Europäische Gewerkschaftsbund und 
auch der DGB neben ambitionierten Klimazielen vor allem 
klar für eine gerechte Gestaltung des Strukturwandels aus-
gesprochen, die neben neuen Perspektiven auch auf die 
Absicherung der Beschäftigten und sozialen Ausgleich 
setzt. 

Drei Gründe erklären, wieso sich die Gewerkschaften klar 
zu einer ambitionierteren Europäischen Klimapolitik be-
kennen: 

1) 	 Der entschlossene Kampf gegen den Klimawandel ist 
alternativlos. Erderwärmung und Umweltzerstörung 
bedrohen unsere natürlichen Lebensgrundlagen in nie 
da gewesener Geschwindigkeit: Schon heute leiden 
Millionen von Menschen unter den Folgen steigender 
Temperaturen und extremer Wetterlagen. Der Einsatz 
für eine lebenswerte Zukunft für die Vielen kann nicht 
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mehr unabhängig von der Klimafrage gedacht werden 
– deshalb stehen die Gewerkschaften an der Seite all 
jener, die sich für den Kampf gegen den Klimawandel 
engagieren. 

2)	 Wenn wir jetzt in eine mutige Energie-, Verkehrs- und 
Wirtschaftswende investieren, können wir den Wan-
del zum Guten gestalten. So unausweichlich der Um-
bau der Wirtschaft hin zu Nachhaltigkeit und Ressour-
censchonung auch ist, so sehr sollten wir ihn als Chan-
ce für eine gerechtere und auch sozial nachhaltige Zu-
kunft begreifen. Die Klimakrise offenbart das Schei-
tern des Spätkapitalismus in all seinen Facetten: Dass 
wir auf eine fatale Erderwärmung zusteuern, ist das 
Produkt von schrankenlosem Wachstum und Vermö-
genskonzentration, blindem Profitstreben und der 
Ausbeutung von Mensch und Natur. Im Umkehrschluss 
bedeutet der Kampf gegen die Katastrophe aber auch, 
dass die kapitalistische Funktionslogik vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden kann: In einer Wirtschaft, die 
sich ihrer natürlichen Grenzen bewusst ist, müssen der 
Wohlstand gerechter verteilt und Lebens- und Arbeits-
bedingungen menschlicher werden. In anderen Wor-
ten: Wir stehen einer unumgänglichen Veränderung 
bevor – doch es liegt an uns, ob dieser Veränderung by 
design or by disaster stattfinden wird. Nehmen wir 
den Wandel selbst in die Hand und gestalten ihn aktiv 
und mutig, so können wir nicht nur die Klimakatastro-
phe abwenden, sondern auch unsere Art zu arbeiten 
und zu wirtschaften langfristig fairer machen. 

3) 	 Im globalen Wettbewerb wird die europäische Wirt-
schaft nur dann bestehen, wenn sie ihre Pioniervortei-
le (first mover advantage) in Sachen saubere Energie 
und nachhaltige Produktionsweisen voll ausspielt. Die 
Europäische Union war lange Zeit eine Vorreiterin in 
der Entwicklung von grünen Innovationen – doch die 
Konkurrenz aus anderen Teilen der Welt schläft nicht. 
Den europäischen Gewerkschaften ist es daher ein 
Anliegen, dass die EU sich nicht den Schneid abkaufen 
lässt, sondern die Schlüsseltechnologien des 21. Jahr-
hunderts in Europa entwickelt werden. Hier wird der 
enge Zusammenhang von globaler Wettbewerbsfä-
higkeit und einer ambitionierten Klimapolitik deutlich: 
Nachhaltige Produktionsweisen und saubere Energie-
träger werden auf den Märkten der Zukunft eine Füh-
rungsrolle spielen – hier werden langfristig die besten 
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Geschäfte gemacht und die meisten Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. Es liegt daher im ureigenen Interesse 
der europäischen Gewerkschaften, den Standort Euro-
pa im Bereich grüner Innovationen zu stärken und den 
Umbau der Wirtschaft zu einer Priorität zu machen. 
Die öffentlichen und privaten Investitionen, die dies er-
fordert, schaffen schon heute neue Perspektiven für 
die Beschäftigten und deren berufliche Zukunft. 

Doch wie hat der oft beschworene Umbau der Wirtschaft 
eigentlich auszusehen? Welche Politiken, welche neuen In-
strumente erfordert er? Und welche konkreten Maßnah-
men müssen ergriffen werden, um diese Vision umzuset-
zen? Diese und andere Fragen wollen wir nachfolgend zu 
beantworten versuchen. 
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Nachdem der Kampf gegen den Klimawandel eines der 
großen Themen im Europa-Wahlkampf von 2019 war, hat 
die Europäische Kommission unter Präsidentin Ursula von 
der Leyen daraus eine ihrer Prioritäten für die aktuelle Man-
datsperiode gemacht: Unter dem programmatischen Titel 
Europäischer Grüner Deal findet sich eine lange Reihe an 
Gesetzesvorhaben, Investitionsplänen und Zielvorgaben, 
mit denen Europäische Kommission, Parlament und Rat bis 
2024 und darüber hinaus arbeiten möchten. Die zur Be-
kämpfung der Covid-19-Krise vereinbarte Aufbau- und Re-
silienzfazilität Next Generation EU und der neue Mehrjähri-
ge Finanzrahmen (MFR) haben weitere Milliarden zur Finan-
zierung des Klimaschutzes möglich gemacht. Bei vielen der 
nun vorgeschlagenen Maßnahmen und Aktionsprogram-
men handelt es sich jedoch um Ankündigungen, die von 
den Gewerkschaften teilweise kritisch beurteilt werden 
(DGB 2020). Was die Beschäftigten in Europa von dieser 
Agenda erwarten können und worin der Europäische Grü-
ne Deal im Einzelnen besteht, wollen wir nun beleuchten. 

Der Europäische Grüne Deal sieht einen Aktionsplan vor:

	– zur Förderung einer effizienteren Ressourcennutzung 
durch den Übergang zu einer sauberen und kreislaufori-
entierten Wirtschaft;

	– zur Wiederherstellung der Biodiversität und zur Bekämp-
fung der Umweltverschmutzung (Europäische Kommissi-
on 2019 A).

Der Plan zeigt auf, welche Investitionen erforderlich sind und 
wie diese finanziert werden können. Er erläutert, wie ein ge-
rechter und inklusiver Übergang gelingen kann. Die EU 
möchte 2050 klimaneutral sein. Die Europäische Kommissi-
on hat 2020 ein Europäisches Klimagesetz vorgeschlagen, 
um diese politische Verpflichtung in eine rechtliche Ver-
pflichtung umzuwandeln (Europäische Kommission 2020 A). 
Dabei werden allen politischen Akteur*innen und Wirt-
schaftssektoren große Anstrengungen abverlangt: 

	– Investitionen in neue, umweltfreundliche Technologien 
und Unterstützung der Industrie bei Innovationen;

	– Einführung umweltfreundlicherer, kostengünstigerer und 
gesünderer Formen des privaten und öffentlichen Ver-
kehrs;

	– Dekarbonisierung des Energiesektors;
	– Erhöhung der Energieeffizienz von Gebäuden;
	– Zusammenarbeit mit internationalen Partnern zur Ver-

besserung weltweiter Umweltnormen.

Die Frage, was sich Beschäftigte konkret von diesen ambi-
tioniert klingenden Plänen erwarten können, ist ungeklärt 
und ein wunder Punkt des Grünen Deals. Deutlich wird 
dies in der Folgenabschätzung zum im Dezember 2020 
verabschiedeten Klimaziel der Europäischen Komission (Re-
duzierung der Treibhausgasemissionen um 55 Prozent bis 
2030). Hier werden zwar Beschäftigungseffekte analysiert, 
allerdings nur auf einer aggregierten Makro-Ebene – mit 
dem Ergebnis, dass kumuliert betrachtet nur marginale Be-
schäftigungseffekte zu erwarten sind. Diese rangieren zwi-
schen –0,26 Prozent und +0,45 Prozent im Vergleich zur 
Basislinie. Um jedoch differenzierte Aussagen darüber tref-
fen zu können, welche Sektoren und Regionen von den 
Beschäftigungseffekten besonders betroffen sein werden, 
ist eine tiefgehende Analyse und nicht nur eine aggregier-
te Betrachtung erforderlich.

Ohne zu wissen, welche Auswirkungen auf regionaler und 
sektoraler Ebene zu erwarten sind, können notwendige 
flankierende Maßnahmen im Vorfeld nicht getroffen wer-
den. Nur in eine Gesamtstrategie eingebettete Maßnah-
men, die auf sozialen Ausgleich, gute Beschäftigung und 
gerecht verteilten Wohlstand setzen und so langfristig die 
Akzeptanz der Klimaziele erhalten, können den Europäi-
schen Grünen Deal zum Erfolg führen. Denn: Wir beobach-
ten heute schon, dass es zu Verschiebungen zwischen Re-
gionen und Sektoren und dadurch auch zwischen Beschäf-
tigungsfeldern kommen wird. Daraus ergibt sich die ge-
werkschaftliche Anforderung an eine gerechte Gestaltung 
des wirtschaftlichen Umbaus: Es muss dafür gesorgt wer-
den, dass diese Verschiebungen positiv gestaltet und dort, 
wo es notwendig ist, durch soziale Maßnahmen abgesi-
chert werden, um Strukturbrüche zu verhindern.

Die Europäische Kommission plante zwar, diejenigen, die 
am stärksten mit dem Übergang zu einer umweltfreundli-
chen Wirtschaft zu kämpfen haben, finanziell und mit 
technischer Hilfe zu unterstützen (Europäische Kommission 
2020 B). Dafür sah sie eine Aufstockung des Mechanismus 
für einen gerechten Übergang (Just Transition Fonds) zur 
Abfederung der sozialen und wirtschaftlichen Effekte der 
Transformation vor (Europäische Kommission 2020 C). 

Diese Finanzmittel wurden jedoch im Rahmen der Ver-
handlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen und zu Next 
Generation EU deutlich gekürzt. Somit stehen nunmehr für 
den Zeitraum 2021–2027 folgende Finanzmittel zur Verfü-
gung: 
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	– Der Just Transition Fonds umfasst 17,5 Milliarden Euro;
	– im Rahmen des neuen Instruments InvestEU (Nachfol-

geprogramm des Juncker-Plans) werden weitere 8,4 
Milliarden Euro bereitgestellt;

	– die Europäische Investitionsbank soll 10 Milliarden Eu-
ro in Darlehen an den öffentlichen Sektor zur Verfü-
gung stellen, um 30 Milliarden Euro an Investitionen 
zu mobilisieren.

Ein weiterer Baustein des Europäischen Grünen Deals ist 
die Regulierung des privaten Finanzsektors im Bereich 
Nachhaltigkeit bzw. Umwelt- und sozialer Lenkung (En-
vironment, Social Governance – kurz: ESG). Als Instrument 
dazu setzte die Europäische Kommission die EU-Taxono-
mie-Verordnung in Kraft, die den Rahmen eines einheitli-
chen Klassifizierungssystems für nachhaltige Wirtschaft-
stätigkeiten festlegt. Es werden vier Kriterien definiert, die 
wirtschaftliche Tätigkeiten erfüllen müssen, um als nach-
haltig gelten zu können (Europäische Kommission 2019 B):

	– Sie leisten einen wesentlichen Beitrag zu mindestens 
einem der sechs Umweltziele;

	– Sie verursachen im Hinblick auf die anderen Umwelt-
ziele keinen erheblichen Schaden;

	– Sie entsprechen robusten, wissenschaftlich fundierten 
technischen Evaluierungskriterien;

	– Sie halten soziale und Mindeststandards der Unterneh-
mensführung ein. 

Als Umweltziele gelten: Klimaschutz; Anpassung an den 
Klimawandel; nachhaltige Nutzung und Schutz der Was-
ser- und Meeresressourcen; Übergang zu einer Kreislauf-
wirtschaft; Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung; sowie Schutz und Wiederherstellung der 
biologischen Vielfalt und der Ökosysteme. 

Die Verordnung soll aus Sicht der Europäischen Komission 
zwei Ziele erreichen: Einerseits soll die Taxonomie dazu bei-
tragen, private und öffentliche Investitionen anzukurbeln, 
um den Übergang zu einer klimaneutralen, grünen Wirt-
schaft zu finanzieren, indem Kapital in nachhaltige wirt-
schaftliche Tätigkeiten und Projekte umgelenkt wird. An-
dererseits soll sie Finanzmarktteilnehmer*innen Sicherheit 
geben, damit diese wirklich in nachhaltige Wirtschaftsakti-
vitäten investieren. Die Vermarktung von Finanzprodukten 
als »nachhaltig«, die dies nach dem gemeinsamen Ver-
ständnis nicht sind (sogenanntes »Greenwashing«), soll da-
durch verhindert werden. 

Die Gewerkschaften sehen die aktuelle Taxonomie aller-
dings kritisch, weil die Frage der sozialen Kriterien unbefrie-
digend angegangen wird. Dies betrifft insbesondere die 
Transformation von traditionellen »fossilen« Branchen, in 
denen ein hoher Grad an Mitbestimmung besteht. Hier be-
darf es der Lenkung von Investitionen in eine klimafreundli-
che Modernisierung statt Desinvestition in Form von Veräu-
ßerung oder Schließung. Denn viele dieser Bereiche liefern 
wichtige Bausteine für die ökologische Transformation der 
Wirtschaft (bspw. die Chemieindustrie für Batterien und 
Solarzellen, die Stahlindustrie für Windräder etc.). Die Kon-
ditionalität der sozialen Mindeststandards ist daher Voraus-

setzung, um private Kapitalströme in die richtige Richtung 
zu lenken und sie weiter auszubauen (Melzer 2020: 22). 
Ohne diese Neuausrichtung wird die EU-Taxonomie aus 
Sicht der Gewerkschaften kein geeignetes Regulierungsins-
trument für die Finanzmärkte sein.
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Klima- und Sozialpolitik sind untrennbar miteinander ver-
bunden. Hier geht es jedoch nicht nur um die gesellschaftli-
che Akzeptanz der ergriffenen Maßnahmen: Die Klimafrage 
als soziale Frage zu begreifen, bedeutet auch, die sozio-öko-
nomischen Prämissen effektiver Klimapolitik zu erkennen.

Um die CO2-Emissionen dauerhaft zu senken, bedarf es 
massiver öffentlicher Investitionen in Grundlagenforschung 
und Infrastruktur – ohne eine stärkere Beteiligung der Ver-
mögenden und die Sicherung der staatlichen Einnahmen-
seite durch Steuern statt durch Finanzierung über die Fi-
nanzmärkte wird dies nicht möglich sein. Doch auch mit 
besser gefüllten Staatskassen ist der Kampf noch lange 
nicht gewonnen: Wer neue Technologien und Produkti-
onsprozesse auf den Markt bringt, braucht entsprechend 
qualifizierte Fachkräfte – ohne mehr Investitionen in die 
Aus- und Weiterbildung der Beschäftigten bleiben Innova-
tionen am Reißbrett folgenlos. Es ist daher unerlässlich, 
den Europäischen Grünen Deal mit ambitionierten wirt-
schafts-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen Weichenstel-
lungen zu begleiten. Die europäischen Gewerkschaften 
stehen an vorderster Front, die Übergänge hin zu einer kli-
maneutralen Wirtschaft gemeinsam mit Arbeitgebern und 
dem Staat zu gestalten. Eines ist dabei jedoch nicht verhan-
delbar: Die Beschäftigten, die die Transformation der Wirt-
schaft ermöglichen, dürfen nicht alleine die Kosten dieses 
Unterfangens tragen – in Form von Arbeitslosigkeit, prekä-
ren Arbeitsbedingungen oder Kaufkraftverlust. 

Daher setzen sich die Gewerkschaften in Europa seit vielen 
Jahren für eine »Just Transition«, also für faire Übergänge 
zu einer nachhaltigen Wirtschaft, ein. Die Ausgangsbedin-
gungen in den Mitgliedstaaten sind in dieser Hinsicht sehr 
unterschiedlich: Während manche Länder die Gewerk-
schaften eng in die Gestaltung des Strukturwandels ein-
binden, begegnen Arbeitnehmervertreter*innen in ande-
ren Mitgliedstaaten großen Widerständen. Auch die histo-
rischen Erfahrungen mit Strukturwandelprozessen gehen 
teils weit auseinander und führen zu unterschiedlichen Po-
litiken. Im Folgenden wollen wir einen beispielhaften Ein-
blick in die Vielfalt der nationalen Strategien und Möglich-
keiten gewerkschaftlichen Einsatzes für einen gerechten 
Übergang (»Just Transition«) geben. 

DEUTSCHLAND 

In Deutschland ist der Energiesektor für 328 der 905 jähr-
lich ausgestoßenen Megatonnen CO2 verantwortlich – ein 
beträchtlicher Teil davon geht auf die Kohleverstromung 
zurück. Das Ende des Kohlestroms ist seit vielen Jahren ge-
sellschaftlicher Konsens, doch hängen noch immer 35 Pro-
zent der deutschen Energieerzeugung und 80.000 indirek-
te und direkte Arbeitsplätze an der Kohleförderung. Vor 
diesem Hintergrund wurde 2018 die neu geschaffene 
»Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäf-
tigung« (KWSB) damit beauftragt, einen Vorschlag für ei-
nen geregelten Ausstieg aus der Braunkohle auszuarbei-
ten. Teil der sogenannten »Kohle-Kommission« waren Ver-
treter*innen aus Politik, Wirtschaft, Nicht-Regierungsorga-
nisationen und den Gewerkschaften. 

Der von der »KWSB« ausgearbeitete Fahrplan, bis 2038 
aus der Kohle auszusteigen, wurde im Mai 2019 weitge-
hend von der Bundesregierung übernommen und in Form 
des Kohleausstiegsgesetzes und des Strukturstärkungsge-
setzes Kohleregionen vom Bundestag beschlossen. Die Be-
teiligung der Gewerkschaften an diesem Prozess ermög-
lichte wichtige Weichenstellungen, um den Kohleausstieg 
im Sinne eines fairen Übergangs (»Just Transition«) sozial 
nachhaltig zu gestalten: Während der konsequente Aus-
bau und die staatliche Förderung erneuerbarer Energien 
die Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit der Stromer-
zeugung sichern sollen, sieht der Bericht der Kommission 
auch umfangreiche Investitionen in die lokale Wirtschaft 
von Kohleregionen vor, die neue Perspektiven für die Be-
schäftigten schaffen sollen. So sollen die verloren gehen-
den Jobs im Tagebau durch neue gute Beschäftigung in 
anderen Sektoren ersetzt werden. 

Während der Kohlekompromiss ein Beispiel für die erfolg-
reiche Einbindung der Gewerkschaften in den politischen 
Prozess darstellt, stehen die deutschen Gewerkschaften auf 
betrieblicher Ebene großen Problemen gegenüber: Der An-
teil der Beschäftigten, die Zugang zu effektiven Mechanis-
men der Mitbestimmung haben, sinkt kontinuierlich seit 
vielen Jahren. Dies bedroht zunehmend den Schutz der Ar-
beitnehmer*innen in den Transformationsprozessen, insbe-

3
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sondere in Sektoren mit hohem Energieverbrauch, wie die 
Stahl- und Papierproduktion, sowie in Sektoren, die vor 
großen Umwälzungen stehen, wie der Fahrzeugbau. 

FRANKREICH 

Die Covid-19-Krise diente französischen Unternehmen viel-
fach als Vorwand für die Zurückdrängung von Arbeitneh-
mer*innenrechten. Hinzu kommt, dass das System der dua-
len beruflichen Ausbildung schon seit Jahren unter Ausga-
benkürzungen des Arbeitgeberverbands MEDEF leidet – 
und das, obwohl durch die Dekarbonisierung der Wirtschaft 
die Nachfrage nach Weiterbildung und Neuqualifizierung 
steigen wird. Vor diesem Hintergrund haben sich die franzö-
sischen Gewerkschaften dafür eingesetzt, die Mittel des 
EU-Wiederaufbauprogramms an Investitionen in gute Ar-
beit und das Erreichen der Klimaziele zu binden. 
 
Während die Mitbestimmung in großen Konzernen noch re-
lativ stark ist, kämpfen die gewerkschaftlichen Strukturen in 
Frankreichs kleinen und mittleren Unternehmen seit langem 
mit großen Problemen: Strategische Entscheidungen wer-
den oftmals ohne Gewerkschaftsbeteiligung getroffen. Die 
zunehmende Digitalisierung der Betriebe ermöglichte zwar 
beschäftigungssichernde Home-Office-Regelungen. Durch 
diese Individualisierung der Belegschaft kam es jedoch auch 
zu einer Entsolidarisierung, wodurch Gewerkschaften von 
wichtigen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen wurden. 

Beim nachhaltigen Umbau der Wirtschaft und bei den Ver-
handlungen des nationalen Wiederaufbauplans als Antwort 
auf die Covid-19-Krise besteht auf staatlicher Seite kein Inte-
resse, die Sozialpartner einzubinden. Statt mit der organisier-
ten Zivilgesellschaft um die besten Lösungen zu ringen, zieht 
es die französische Regierung vor, auf direktdemokratische 
Mittel zurückzugreifen: So wurde 2019 die Convention nati-
onale pour le climat konstituiert – eine Gruppe von 150 per 
Losverfahren bestimmten Bürger*innen. Dies scheint das Po-
litikinstrument zu sein, mit dem der französische Präsident 
die Sozialpartnerschaft ersetzen will: Bürger*innenkonvente 
sollen festgefahrene Verhandlungen deblockieren oder seine 
eigenen Maßnahmen legitimieren. Da diese zufällig ausge-
wählten Bürger*innen aber ohne erkennbare Legitimation 
ihre individuellen Agenden verfolgten, waren ihre 149 unver-
bindlichen Vorschläge aus Sicht der Regierung nicht kon-
sensfähig oder zu teuer für benachteiligte Gruppen und den 
Staat. Einige der nicht gewählten Bürger*innen nutzten die 
Gelegenheit, um über die Medien selbst eine politische Kraft 
zu werden. Die Regierung kündigte bereits an, die meisten 
der vorgeschlagenen Initiativen nicht oder nur teilweise um-
zusetzen (Beytout 2021: para. 2). Damit wird die als Feigen-
blatt für die Rechtfertigung der Regierungspolitik genutzte 
Bürger*innenagora zu einem Demokratieproblem. 

NIEDERLANDE 

Die Niederlande haben Erfahrung mit Strukturwandel: In 
den 1960er Jahren wurde in der Region Groningen ein Gas-
vorkommen entdeckt, das einen Übergang von Kohle- zu 

Gasheizungen auslöste. Bereits 1968, nur fünf Jahre nach 
der Entdeckung, hatten 80 Prozent der niederländischen 
Haushalte auf Gasheizungen umgestellt – eine gesellschaft-
liche Errungenschaft, die sich in der Bevölkerung großer Be-
liebtheit erfreute, da Gas nicht nur als »sauberere« Energie-
quelle galt, sondern auch in der Benutzung deutlich ange-
nehmer war als Heizkohle. 

Die Entdeckung der Gasvorkommen in Groningen bedeute-
te den Anfang vom Ende der Kohleminen in der Region 
Limburg. Um die in der Kohleindustrie verloren gehenden 
Jobs zu ersetzen, verlegte die niederländische Regierung ei-
nige Verwaltungseinrichtungen nach Limburg und schaffte 
finanzielle Anreize für die Ansiedlung von Fabriken und Be-
trieben. Infolge einer Rezession erwiesen sich jedoch alle 
Anstrengungen zur Sicherung von Beschäftigung in der Re-
gion als unzureichend: Viele Beschäftigte wurden in die Ar-
beitslosigkeit, Arbeitsunfähigkeit oder Frührente gedrängt. 
Junge Menschen suchten Arbeit in Deutschland oder Belgi-
en und hinterließen eine zunehmend verarmte Region. Im 
Rückblick lässt sich sagen, dass der Übergang zu einer neu-
en Energiequelle zu schnell und mit ungenügender Planung 
vollzogen wurde. 

Nachdem die Kohle als Heizmittel schon seit den 1960ern 
Geschichte ist, sollen nun auch die letzten kohlbetriebenen 
Strommeiler vom Netz gehen: Die niederländische Regie-
rung hat das Ende der Kohleverstromung bereits vor eini-
gen Jahren beschlossen und der erste Kohlemeiler ging am 
1. Januar 2020 vom Netz. Der niederländische Gewerk-
schaftsdachverband FNV hatte sich damals mit großem Ein-
satz für einen »Kohle-Fonds« zur Unterstützung der von 
der Schließung betroffenen Arbeitnehmer*innen stark ge-
macht – und nach zähen Verhandlungen mit der Regierung 
ein Startkapital von 22 Millionen erhalten. Mithilfe dieses 
»Kohle-Fonds« konnte die FNV ein »Mobilitäts-Center« 
einrichten, das die Beschäftigten berät, weiterbildet und bei 
der Jobvermittlung unterstützt. Diese gewerkschaftsge-
führte Einrichtung ist ein gutes Beispiel dafür, welche aktive 
Rolle die Gewerkschaften bei der Gestaltung fairer Über-
gänge spielen können.  

TSCHECHIEN 

In Tschechien, wie in vielen anderen östlichen Mitgliedstaa-
ten der EU, wird die Dekarbonisierung der Wirtschaft be-
sonders kontrovers diskutiert: Die tschechische Wirtschaft 
ist stärker als andere Volkswirtschaften von niedrigen Ener-
giepreisen abhängig – und die Kohleverstromung sicherte 
über viele Jahre hinweg nicht nur tausende Arbeitsplätze in 
der Schwerindustrie, sondern auch bezahlbaren Strom für 
die tschechischen Haushalte. Gleichzeitig sind progressive 
zivilgesellschaftliche Strömungen, die sich für Umwelt- und 
Klimaschutz einsetzen, in Tschechien bei weitem nicht so 
einflussreich wie in den westlichen Nachbarländern. 

Vor diesem Hintergrund setzte auch die tschechische Regie-
rung eine sogenannte »Kohle-Kommission« ein. Anders als 
in Deutschland waren die betroffenen Beschäftigten jedoch 
nicht ausreichend in die Arbeit der Kommission eingebun-
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den. Darüber hinaus konnte die Regierung keine glaubwür-
digen Beschäftigungsperspektiven für die Arbeitnehmer*in-
nen der Kohleindustrie bieten. Einen Plan, wie man europä-
ische Gelder zu diesem Zweck einsetzen könnte, gibt es 
ebenfalls nicht. 

Für die tschechischen Gewerkschaften ist klar, dass Be-
schäftigte und Bürger*innen stärker in den politischen Pro-
zess eingebunden werden müssen, um gesellschaftliche 
Akzeptanz für den Strukturwandel zu ermöglichen. Es be-
darf auch lang- und mittelfristiger Pläne, um die Transfor-
mation im Einklang mit der tschechischen Wirtschaft um-
zusetzen. 

Die Beteiligung der Gewerkschaften in diesen Prozess ist 
von zentraler Bedeutung – vor allem angesichts der Tatsa-
che, dass die Unternehmensmitbestimmung in Tschechien 
weiterhin schwach ist. Die Gewerkschaften plädieren für 
eine Aufwertung der Arbeitnehmer*innenrechte – ande-
renfalls könnten viele Beschäftigte dem Projekt des Euro-
päischen Grünen Deals den Rücken kehren. 
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Der Ausgangspunkt der sozial-ökologischen Transformati-
on ist eine zweifache Erkenntnis: Zum einen müssen wir er-
kennen, dass die Dekarbonisierung der Wirtschaft nur dann 
ohne Wohlstandsverluste für die Vielen vonstattengehen 
kann, wenn die Europäische Union neue Technologien und 
Innovationen hervorbringt. Die Art und Weise, wie wir heu-
te produzieren und arbeiten, ist an vielen Stellen nicht nach-
haltig – wenn die Lösung nicht Stillstand und Regression 
sein sollen, muss sich die globale Wertschöpfung auf 
CO2-neutrale Produktionsweisen umstellen. Die zweite Er-
kenntnis baut direkt auf der ersten auf: Um neue Technolo-
gien, die bestehende ersetzen (sogenannte disruptive Tech-
nologien), und bahnbrechende Innovationen zu ermögli-
chen, bedarf es massiver Investitionen in Forschung und 
Entwicklung. Der Staat spielt hier eine zentrale Rolle, da pri-
vate Investor*innen vor der Finanzierung von hochriskanter 
Grundlagenforschung oftmals zurückschrecken – ein star-
ker, selbstbewusster Staat (bzw. Staatenbund) hingegen 
kann das Anfangsrisiko auf sich nehmen und durch seine 
Investitionen den Grundstein für die Wirtschaft von mor-
gen legen (Mazzucato 2014).1 »Grundlegend dafür ist ein 
neues Verständnis von Staat sowie von Wert: (Gebrauchs-)
Wert wird in unserer Wirtschaft kollektiv geschaffen, und 
der Staat muss eine deutlich stärkere Rolle bei der Schaf-
fung dieses Werts spielen« (Borgnäs/Bercht 2020: 32).

Doch hier kann der Masterplan für die Transformation nicht 
stehenbleiben. Denn der Umbau der Wirtschaft – sofern er 
durch mutige Investitionen in Innovationen angestoßen 
wurde – schafft nicht nur Risiken für Investor*innen: Er 
bringt auch neue Unsicherheiten für die Beschäftigten mit 
sich. In der öffentlichen Debatte wird gemeinhin unter-
schätzt, wie eng diese Unsicherheiten mit dem Gelingen der 
Dekarbonisierung der Wirtschaft zusammenhängen. Hier 
geht es nicht nur um die Akzeptanz der getroffenen Ent-
scheidungen – sondern auch um die materiellen Möglichkei-
ten der Arbeitnehmer*innen, den Anforderungen des Wirt-
schaftsmodells von morgen gerecht zu werden und es mit 
ausreichend Arbeitskraft und Qualifikation zu versorgen. 

1	 Neben öffentlichen Investitionen muss der Staat auch private Investiti-
onen besser lenken. Hierbei sind z. B. Carbon Contracts for Difference 
(CO2-Differenzkontrakte) ein effektiver Ansatz (siehe Kapitel 5, S. 12). 

Um auch in den neuen Sektoren der Wertschöpfung – er-
neuerbare Energien, E-Mobilität, grüner Stahl – wettbe-
werbsfähig zu bleiben, ist die europäische Wirtschaft auf 
qualifizierte und verfügbare Arbeitskräfte angewiesen. Der 
Arbeitsmarkt der Zukunft wird den Beschäftigten mehr 
Mobilität abverlangen – anders ausgedrückt: Arbeitneh-
mer*innen werden nicht mehr 90 Prozent ihrer Erwerbs-
biografie im selben Betrieb bestreiten, sondern häufiger als 
bisher den Job wechseln oder ihre Karriere neu orientieren 
müssen. Für die Gewerkschaften steht fest, dass diese Ent-
wicklung hin zu einem flexibleren Arbeitsmarkt nicht zum 
Nachteil der Beschäftigten geraten darf. Es handelt sich 
hierbei um eine Gerechtigkeitsfrage, aber auch um eine 
volkswirtschaftliche Notwendigkeit: Eine dynamische, im 
Wandel befindliche Wirtschaft muss sich darauf verlassen 
können, dass zu Mobilität bereite und auf Veränderung 
vorbereitete Arbeitskräfte vorhanden sind, um diesen 
Wandel zu ermöglichen. Deshalb muss der Europäische 
Grüne Deal auch eine sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Agenda sein.

Mehr Bereitschaft zu Jobwechseln und Mobilität auf dem 
Arbeitsmarkt erfordert mehr Sicherheit für die Beschäftig-
ten: Nur wer weiß, dass er oder sie im Falle eines Jobwech-
sels oder Arbeitsplatzverlustes nicht den vollständigen Ver-
lust seines bzw. ihres bisherigen Lebensstandards zu fürch-
ten hat, wird mehr Flexibilität als positiven Aspekt des Ar-
beitsmarktes empfinden. Hinter dieser Annahme versteckt 
sich das Konzept der Beschäftigungssicherheit, das – im 
Gegensatz zur Jobsicherheit – darauf abzielt, Menschen in 
Zeiten der Veränderung in guter Arbeit zu halten, statt ih-
nen den Erhalt eines nicht nachhaltigen Jobs zu verspre-
chen. Um die Beschäftigungssicherheit in Europa zu ver-
bessern, bedarf es einerseits gemeinsamer EU-Mindest-
standards für aktive Arbeitsmarktpolitik. Andererseits 
braucht es mehr Investitionen in die Weiterqualifizierung 
der Beschäftigten in den von Strukturwandel betroffenen 
Regionen und Branchen. Der neu geschaffene europäische 
Just Transition Fonds, der zum Großteil aus Mitteln des 
Wiederaufbauinstruments Next Generation EU finanziert 
wird, stellt dabei einen ersten wichtigen Schritt dar, um 
u. a. die »Weiter- und Umschulung von Arbeitnehmern, 
Unterstützung bei der Arbeitssuche und aktive Eingliede-

4
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rung von Arbeitssuchenden (…)« zu finanzieren (Europäi-
sche Kommission 2020: para 4.). 
 
Neben mehr Beschäftigungssicherheit erfordert ein Ar-
beitsmarkt im Wandel allerdings auch mehr Einkommens-
sicherheit für diejenigen, die trotz aller Anstrengungen ih-
ren Arbeitsplatz verlieren werden. Die Arbeitslosenversi-
cherung – ein traditionelles Instrument der Arbeitsmarkt-
politik – kann hier eine Schlüsselrolle spielen: Nachdem die 
Nettoersatzraten, Anspruchszeiträume und Abdeckungs-
quoten der nationalen Arbeitslosenversicherungen in den 
Mitgliedstaaten der EU in den letzten Jahren vielerorts 
durch Austeritäts-Politiken gekürzt wurden, bedarf es hier 
eines zügigen Umdenkens. Denn die Arbeitslosenversiche-
rung mit ihrer Funktion der Einkommenssicherung ent-
schärft in entscheidendem Maße die neuen Risiken, denen 
sich Beschäftigte auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt sehen – 
und erhöht so deren Bereitschaft, sich auf riskante, aber 
notwendige Transformationsprozesse einzulassen. Voraus-
setzung dafür sind Qualifizierungsmaßnahmen während 
der Arbeitssuche und aktive Wiedereingliederungspolitik.

Nicht zu unterschätzen ist die Rolle der Arbeitslosenversi-
cherung auch beim Abfedern sozialer Verwerfungen, die 
durch den Niedergang traditioneller, CO2-intensiver Bran-
chen entstehen könnten – vor allem mit Blick auf ältere Be-
schäftigte, die keine Zukunft in anderen Sektoren mehr vor 
sich haben. 

Die Arbeitslosenversicherung darf dabei nicht als Feigen-
blatt zur Rechtfertigung von Arbeitsplatzabbau oder der 
Überwälzung unternehmerischer Verantwortung auf die 
Allgemeinheit dienen. Selbstverständlich muss ein Ausbau 
der Arbeitslosenleistungen mit starken Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechten einhergehen. Wenn diese Bedin-
gung erfüllt ist, erhöht eine robustere Arbeitslosenversi-
cherung eindeutig die Chancen auf ein Gelingen der Trans-
formationsprozesse, da sie die Akzeptanz und materielle 
Absicherung der Beschäftigten steigert. EU-weite Mindest-
standards für nationale Arbeitslosensysteme werden ent-
scheidend sein, um ein nachhaltiges und ausreichendes Ni-
veau an Absicherung in ganz Europa sicherzustellen und 
eine ungesunde Konkurrenz der Systeme zu verhindern. Zu 
bedenken ist hierbei ebenso, dass sich höhere Arbeitslo-
senleistungen auch positiv auf die Binnennachfrage aus-
wirken, weshalb ihnen im Kontext des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus nach der Covid-19-Krise eine besonders 
wichtige Rolle zukommt. 

Während die Stärkung der nationalen Arbeitslosenversi-
cherungen für die Transformationsphase unerlässlich ist, 
gibt es glücklicherweise keine Anzeichen dafür, dass die 
Dekarbonisierung der Wirtschaft zwangsläufig zu einem 
massiven Anstieg der strukturellen Arbeitslosigkeit führen 
muss. Denn während traditionelle Produktionsmethoden 
abgewickelt werden, entstehen durch neue Technologien 
wie grünem Stahl und E-Mobilität neue Beschäftigungs-
perspektiven. Das gilt auch für die vielfach totgesagte Au-
tomobilindustrie: Wie eine 2020 erschienene Studie des 
Fraunhofer-Instituts für Arbeitswirtschaft und Organisati-
on im Auftrag des Nachhaltigkeitsbeirats des VW-Kon-

zerns zeigt, wird der Umstieg auf Elektrofahrzeuge in den 
untersuchten VW-Werken bis 2030 »nur« 12 Prozent der 
Arbeitsplätze, d. h. 2.900 Jobs, kosten (Hage 2020: 67). 
Natürlich stellt diese Entwicklung eine große Herausforde-
rung dar, doch verglichen mit früheren Prognosen ist das 
Bild deutlich weniger düster. 

Aus Beschäftigtenperspektive liegt das eigentliche Problem 
in der Zuliefererbranche: Hier droht laut dem Fraunho-
fer-Institut durchaus der massive Verlust von Beschäfti-
gung, da »der Personalbedarf für die Herstellung eines 
konventionellen Antriebsstranges […] um 70 Prozent höher 
[ist] als für die Herstellung eines Antriebsstrangs eines Elek-
trofahrzeugs« (Herrmann et al. 2020: 9). Um dennoch ein 
hohes Beschäftigungslevel in der Automobilindustrie zu er-
halten, müssen vor allem die Komponentenzulieferer, die 
bisher Benzin- und Dieselmotoren herstellen, ihre Ferti-
gung zeitnah auf Batterie- und Wasserstoffzellen umstel-
len. Die damit einhergehende »qualitative Verschiebung 
der Beschäftigung erfordert insbesondere die Fortbildung 
der Mitarbeitenden für die Fertigung völlig neuer Produk-
te« (Herrmann et al. 2020: 9). Einige Zulieferbetriebe ha-
ben die Zeichen der Zeit längst erkannt: Der Autoteileher-
steller ZF Friedrichshafen hat in seinem Schweinfurter Werk 
bereits 800 Arbeitsplätze von der klassischen Stoßdämp-
ferproduktion in Projekte im Bereich E-Mobilität umge-
wandelt – ursprünglich sollten zwar 1.500 Jobs verlagert 
werden, doch ein guter Anfang ist hiermit getan (Melzer 
2020: 23). Dabei profitiert die ZF auch davon, dass ihre Un-
ternehmensgröße es ihr erleichtert, Produktionsumstellun-
gen zu finanzieren und umzusetzen. Erhebliche Schwierig-
keiten haben vor allem kleinere Unternehmen in der Zulie-
fererbranche, die oft nur wenige Produkte für den Ver-
brennungsmotor liefern und für neue Produktlinien erheb-
liche Mittel aufwenden müssen.

Die Umstellung auf nachhaltige Antriebe wird den Jobver-
lust in der Zuliefererbranche indes nicht gänzlich auffangen 
können – dafür wären laut den Modellierungen des Fraun-
hofer-Instituts auch höhere Stückzahlen nötig (Herrmann 
et al. 2020: 9). Dies trifft allerdings in Ballungsräumen auf-
grund der dringend notwendigen Verkehrswende hin zu 
weniger motorisiertem Individualverkehr, mehr Mikromo-
bilität, Fahrrad- und öffentlichem Personennahverkehr so-
wie mehr Bahnreisen auf eine veränderte Nachfragesituati-
on. Die Umschulung und Neuqualifizierung der Beschäftig-
ten muss daher auch branchenübergreifend wirken und 
die Arbeitnehmer*innen befähigen, außerhalb der Auto-
mobilindustrie Arbeit zu finden. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die Transformation nicht nur auf betriebli-
cher, sondern auch auf gesamtgesellschaftlicher Ebene ge-
meistert wird. 
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Im März 2020 legte die Europäische Kommission eine um-
fassende Strategie vor, um Europas Industrie beim Über-
gang zu Klimaneutralität und Digitalisierung zu unterstüt-
zen. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen zeigte 
sich optimistisch: »Die europäische Industrie ist der Motor 
für Wachstum und Wohlstand in Europa. Und sie funktio-
niert am besten, wenn sie auf das zurückgreift, was sie 
stark macht: die Menschen mit ihren Ideen und Talenten, 
ihrer Vielfalt und ihrem Unternehmergeist« (Europäische 
Kommission 2020 D).

Der für den Binnenmarkt zuständige EU-Kommissar Thierry 
Breton fügte hinzu: »Europa hat die stärkste Industrie welt-
weit. Unsere großen und kleinen Unternehmen sichern Ar-
beitsplätze, Wohlstand und strategische Autonomie. Die 
Bewältigung des ökologischen und digitalen Wandels und 
die Vermeidung externer Abhängigkeiten in einem neuen 
geopolitischen Kontext erfordern radikale Veränderun-
gen« (Europäische Kommission 2020 D).

Die Strategie entwirft eine europäische Industriepolitik, die 
Europas Werte und die Tradition der sozialen Marktwirt-
schaft mit dem Ziel der Nachhaltigkeit kompatibel machen 
soll. Denn Nachhaltigkeit bedeutet den Verzicht auf rein 
wachstumsorientiertes Wirtschaften, das keine Rücksicht 
auf Ressourcenverbrauch nimmt und externe Umweltkos-
ten nicht internalisiert. Die größte Herausforderung dabei 
stellt sich bei der Globalisierung der Wirtschaft. Gegen die 
Abwanderung der Industrie wegen zu hoher Umwelt- und 
Arbeitsschutzauflagen werden auf europäischer Ebene 
verschiedene Instrumente diskutiert: So z.B. Importzölle 
für Waren, die außerhalb der Europäischen Union ohne 
Rücksicht auf Umweltkosten produziert wurden (soge-
nannte »Carbon Border Adjustment Mechanisms«). Die 
Gewerkschaften stehen diesem Vorschlag eher skeptisch 
gegenüber, da mit Gegenmaßnahmen von den betroffe-
nen Staaten zu rechnen ist. Auch führende Think Tanks, 
wie die Brüsseler Denkfabrik Bruegel, schätzen den »Car-
bon Border Adjustment Mechanismus« als »much pain, 
little gain« ein und bezweifeln damit die Wirksamkeit einer 
solchen Maßnahme (Bruegel 2020). 

Gewerkschaftsseitig werden stattdessen aktivierende in-
dustriepolitische Maßnahmen wie z. B. CO2-Differenzkon-
trakte befürwortet. Durch Differenzkontrakte garantieren 
Regierungen Investor*innen, die in klimafreundliche Tech-
nologien investieren, einen CO2-Zertifikatpreis, der über 

dem aktuellen Marktpreis des Europäischen Emissionshan-
dels liegt. Dies »reduziert Finanzierungskosten, da Erlös-
ströme garantiert sind, und setzt Anreize für Emissionsmin-
derungen« (DIW 2019: para 6). Langfristig sollten jedoch 
eine Internalisierung externer Kosten, also die Umsetzung 
des Verursacherprinzips beim Transport und der Produkti-
on (Bepreisung des CO2-Ausstoßes), sowie entsprechende 
internationale Umweltschutz- und Beschäftigtenschutz-
standards mit hartem Sanktionsmechanismus in Handels-
abkommen angestrebt werden.

Die Europäische Kommission schlägt in ihrer Industriestra-
tegie vor, drei Schlüsselprioritäten zu verwirklichen: die Er-
haltung der globalen Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie und gleicher Wettbewerbsbedingungen in 
der EU und weltweit, ein klimaneutrales Europa bis 2050 
und die Gestaltung der digitalen Zukunft Europas. Dabei 
soll der Spagat gelingen, einerseits den Grundsatz eines 
offenen Handelsplatzes aufrecht zu erhalten, andererseits 
aber einen fairen Wettbewerb im In- und Ausland sicherzu-
stellen. Gegen unfairen Wettbewerb in Form von staatli-
chen Subventionen – bspw. die im chinesischen Staatsei-
gentum befindlichen Großunternehmen – oder niedrigen 
Schutzstandards soll eine »bestmögliche Nutzung des 
EU-Instrumentariums handelspolitischer Schutzmechanis-
men« erfolgen (Europäische Kommission 2020 E). 

Die Stärkung der industriellen und strategischen Autono-
mie Europas soll durch die Sicherung der Versorgung mit-
hilfe eines Aktionsplans für kritische Rohstoffe und Arznei-
mittel auf der Grundlage einer neuen EU-Arzneimittelstra-
tegie erfolgen. Des Weiteren soll die Entwicklung strategi-
scher digitaler Infrastrukturen und Schlüsseltechnologien 
vor allem im Rahmen von Projekten im Europäischen Inter-
esse mit staatlichen Subventionen unterstützt werden. 
Dies geht Hand in Hand mit den laufenden Arbeiten zur 
Stärkung der weltweiten Regeln für Industriesubventionen 
in der Welthandelsorganisation und mit Maßnahmen zur 
Behebung des Mangels an Gegenseitigkeit beim Zugang 
zum öffentlichen Beschaffungswesen in Drittländern. 

Umfassende Maßnahmen zur Modernisierung und Dekar-
bonisierung energieintensiver Industrien, die Unterstützung 
des Bereichs nachhaltige und intelligente Mobilität, die För-
derung der Energieeffizienz und die Gewährleistung einer 
ausreichenden und konstanten Versorgung mit kohlen-
stoffarmer Energie zu wettbewerbsfähigen Preisen stehen 
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ebenso auf dem Programm und werden deutliche Auswir-
kungen für Beschäftigte haben. Die Beschleunigung der 
Dekarbonisierung der Industrie bei gleichzeitiger Erhaltung 
ihrer führenden Rolle, gefolgt von Allianzen für emissions-
arme Industrien sowie für industrielle Clouds, Plattformen 
und Rohstoffe, beinhaltet nicht irrelevante Zielkonflikte. 

Die deutsche Akademie der Technikwissenschaften hat ver-
schiedene Vorschläge für Initiativen erarbeitet, die Deutsch-
land und die EU strategisch nutzen können, um die identifi-
zierten Hebel für eine Transformation einzusetzen. Sie sieht 
u.a. bei Wasserstoff und Elektrifizierung aus erneuerbaren 
Energien, digitaler und biologischer Transformation und der 
Kreislaufwirtschaft vielversprechende Hebel für den nach-
haltigen Umbau der Industrie, bei denen zudem auf eine 
starke Forschungsbasis in Deutschland und Europa aufge-
baut werden kann (Brudermüller et al. 2020).

13Nachhaltige Wirtschaft und globaler Wettbewerb



Die Transformation der Wirtschaft und ein stärkerer Fokus 
auf die soziale Dimension der Klimakrise machen deutlich, 
dass wir es bei der Bekämpfung des Klimawandels mit Ver-
teilungskämpfen zu tun haben werden. Da wir in Zukunft 
weniger produzieren und konsumieren werden, um die Kli-
maziele nicht zu verfehlen, wird konventionelles Wirt-
schaftswachstum nicht länger als Ersatz für mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit herhalten können. 

Das heißt jedoch nicht, dass wir auf ein »Ende des Wachs-
tums« per se zusteuern. Vielmehr geht es darum, unsere 
Definition von »Wachstum« neu zu denken: Statt die Kol-
lateralschäden klimaschädlicher Energieproduktion bei der 
Berechnung des Bruttoinlandsprodukts zu ignorieren, müs-
sen wir die Konsequenzen unseres wirtschaftlichen Han-
delns in die Rechnung aufnehmen. Dies wird uns unwei-
gerlich zu folgenreichen Schlüssen führen, wie z. B., dass 
wir Tiertransporte zur Billigschlachtung – es sind rund 360 
Millionen pro Jahr – reduzieren, die Landwirtschaft regio-
nalisieren und damit globale Lieferketten verkürzen. Auf 
der anderen Seite müssen öffentliche Güter – Bildung, so-
ziale Sicherheit, aber auch unsere natürlichen Lebens-
grundlagen – als das verstanden werden, was sie schon im-
mer waren: Formen der Wertschöpfung und damit Teil des 
kollektiven Vermögens (Mazzucato 2019). 

Konkret bedeutet dies, dass wir bei der Berechnung des 
nationalen Wohlstands an alle Faktoren denken müssen, 
die das Wohlergehen der Menschen sowie den Erhalt un-
serer natürlichen Lebensgrundlagen beeinflussen. Es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass negative Externalitäten 
der wirtschaftlichen Produktion (wie z. B. Bodenkontami-
nierung infolge von LKW-Unfällen, weil LKW-Fahrer*innen 
aufgrund des Leistungsdrucks ihre Ruhezeiten nicht einhal-
ten; die Zerstörung der Biodiversität; die Verunreinigung 
von Flüssen u. v. m.) bei der Berechnung des BIP ausge-
klammert werden. »CO2-Ausstoß und Umweltverschmut-
zung werden sogar doppelt positiv angerechnet: Einmal 
bei der Produktion, die die Verschmutzung verursacht, und 
ein zweites Mal bei der Beseitigung der Verschmutzung« 
(Pornschlegel 2020: para. 5). Klimaschädliche Produktions-
weisen dürfen jedoch nicht indirekt durch die Gewinne, die 
daraus erzielt werden, addiert, sondern müssen vom Wohl-
stands-Konto subtrahiert werden. 

Auf der anderen Seite müssen positive Effekte des Wohl-
fahrtsstaats – wie hochwertige Gesundheits-, Bildungs- 

und Sozialsysteme – ein Plus auf der Wohlstandsrechnung 
darstellen (Pornschlegel 2020: para. 4f.). In der Konzeption 
des BIP finden sich staatliche Ausgaben indes nicht wieder: 
Traditionelle Berechnungsmethoden gehen davon aus, dass 
der Staat nicht zum BIP beiträgt, da er nur Gelder verteilt, 
die bereits in Form von Gewinnen bzw. Konsum in der Bi-
lanz erscheinen. Dies ist ein Trugschluss, denn der Staat 
schafft durch öffentliche Investitionen und den Aufbau von 
Infrastruktur einen klaren Wohlstands-Mehrwert – auch 
wenn seine Leistungen den Konsument*innen gratis zur 
Verfügung stehen (Mazzucato 2019). Löst man sich von der 
Idee des Wirtschaftsprodukts und setzt stattdessen den 
Maßstab des Wohlergehens an, so muss auch die positive 
Wirkung der Vermögensumverteilung durch den Staat be-
rücksichtigt werden, die das Wohlergehen der Gesellschaft 
steigert. Es gibt bereits eine Reihe alternativer Konzepte, 
wie bspw. den Better Life Index der OECD oder den Human 
Development Index der Vereinten Nationen, die ein ganz-
heitlicheres Verständnis von gesellschaftlichem »Wohl-
stand« anwenden (Pornschlegel 2020: para. 7). 

Wollen wir also in Zukunft weiter »wachsen«, so stehen wir 
vor der großen Herausforderung, das, was wir haben, ge-
rechter zu verteilen, statt den Klimawandel kleinzureden 
und die Umwelt auszubeuten. Diese Wirtschaftswende ver-
langt die Besteuerung großer Vermögen, die Beseitigung 
der wachsenden Einkommensungleichheit, die Stärkung 
der staatlichen Einnahmenseite durch Steuer- statt Finanz-
marktfinanzierung und gute statt prekärer Arbeit. Europa 
muss die aktuelle Krise zum Anlass nehmen, umfangreiche 
transformative Investitionen zu tätigen, die einen Beitrag 
zur ökologischen Umgestaltung der Wirtschaft leisten. Dies 
berührt auch Bereiche des EU-Rechts, die seltener im Zu-
sammenhang mit dem Europäischen Grünen Deal disku-
tiert werden, wie bspw. die europäischen Fiskalregeln: 
Durch ihre pro-zyklische Wirkung verhindern die Regeln des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts in hoch verschuldeten 
Staaten dringend benötigte öffentliche Investitionen in die 
grüne und digitale Transformation. Deshalb brauchen wir 
eine »goldene Investitionsregel« für Zukunftsinvestitionen, 
die die Finanzierung öffentlicher Netto-Investitionen mittels 
Budgetdefiziten erlaubt.

Hier wird einmal mehr deutlich, dass der Europäische Grüne 
Deal nicht einfach ein klima- oder umweltpolitisches Pro-
gramm ist. Es geht vielmehr um einen tiefgreifenden Umbau 
der europäischen Wirtschaft, der alle Bereiche unseres Wirt-
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schafts- und Sozialsystems betrifft. Für die europäischen Ge-
werkschaften ist daher klar, dass die Stimme der arbeitenden 
Bevölkerung bei der Gestaltung dieses Wandels gehört und 
ernstgenommen werden muss. Wenn der Europäische Grü-
ne Deal kein »Sozialer Deal« ist, kann er nur scheitern. 

15Epilog
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